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Weltkindertag ist Wahltag: Kinderrechte müssen für alle Kinder gelten 

 

Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete appelliert an die Berliner Parteien, Kinderrechte 

zum Maßstab der kommenden Legislaturperiode zu machen. 

Heute fallen in Berlin der Weltkindertag, die Wahl zum Abgeordnetenhaus und die Wahlen 

zu den Bezirksverordnetenversammlungen auf denselben Tag. Der Arbeitskreis Junge 

Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. nimmt dies zum Anlass für einen klaren Appell an 

die zur Wahl stehenden Parteien: Wer politische Verantwortung für Berlin übernehmen 

will, muss die Rechte aller in Berlin lebenden Kinder schützen und verwirklichen – 

unabhängig von Herkunft, Staatsangehörigkeit oder Aufenthaltsstatus. 

Noch immer wachsen geflüchtete Kinder und Jugendliche in Berlin unter Bedingungen auf, 

die ihren Rechten und Bedürfnissen nicht gerecht werden. Familien leben über Jahre in 

Sammelunterkünften, der gleichberechtigte Zugang zu Bildung und Gesundheitsversorgung 

ist aktuell nicht überall gewährleistet, weitere Einschränkungen drohen, und viele junge 

Menschen leben mit unsicheren Aufenthaltsperspektiven. 

Unbegleitete minderjährige Geflüchtete drohen infolge von Altersschätzungen oder beim 

Übergang in die Volljährigkeit vorzeitig aus den Schutz- und Unterstützungsstrukturen der 

Jugendhilfe herauszufallen, häufig ohne die gesetzlich vorgesehene Bedarfsprüfung. 

„Dass Weltkindertag und Berliner Wahlen in diesem Jahr auf denselben Tag fallen, ist ein 

besonderer Auftrag an die Berliner Politik. Kinderrechte dürfen nicht davon abhängen, 

welchen Pass ein Kind besitzt oder welchen Aufenthaltsstatus es hat. Wer Berlin in den 

kommenden Jahren politisch gestalten will, muss sich daran messen lassen, ob Kinderrechte 

tatsächlich für alle Kinder verwirklicht werden“, so Djairan Jekta vom Flüchtlingsrat Berlin 

e.V. 

Anlässlich der Berliner Wahlen hat der Arbeitskreis Junge Geflüchtete unter dem 

Titel „Kinderrechte verwirklichen – Junge Geflüchtete und ihre Familien schützen“ 18 

konkrete Forderungen an die Berliner Politik vorgelegt. 

Dazu gehören die Schließung segregierter Lagerschulen und die Aufnahme der dort 

beschulten Kinder in Regelschulen, gleiche Bildungschancen für geflüchtete Kinder und 

Jugendliche, kindgerechte Unterbringung statt dauerhafter Unterbringung von Familien in 

Sammelunterkünften, eine Kinder- und Jugendhilfe ohne Sonderstandards sowie ein 

gleichberechtigter Zugang zur Gesundheitsversorgung.  

 

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/forderungen-des-arbeitskreises-junge-gefluechtete-zur-abgeordnetenhauswahl-berlin-2026-und-an-den-neuen-sena.pdf


 
Darüber hinaus fordert der Arbeitskreis verlässliche Aufenthaltsperspektiven für junge 

Geflüchtete, die Wahrung des Rechts auf Familie und eine ausdrückliche Verankerung der 

Kinderrechte im Grundgesetz. 

„Kinderrechte müssen sich im Alltag zeigen: in der Schule, in der Unterkunft, in der 

Jugendhilfe und in der Gesundheitsversorgung. Wir erwarten vom neuen Senat konkrete 

Veränderungen – statt Sonderstrukturen und Benachteiligung gleiche Rechte und gleiche 

Chancen für geflüchtete Kinder und Jugendliche“, so Daniel Jasch, Leiter der Fachstelle für 

geflüchtete Kinder des BBZ – Beratungszentrum und Betreuungszentrum für junge 

Flüchtlinge und Migrant*innen. 

Besonders wichtig ist dem Arbeitskreis die Etablierung einer behördenunabhängigen und 

weisungsfreien rechtlichen Vertretung für unbegleitete minderjährige Geflüchtete „ab Tag 1“ 

der Einreise. Zugleich fordert er einen humanitären Aufenthaltstitel für unbegleitete 

Minderjährige mindestens bis zur Volljährigkeit. 

„Damit soll die derzeitige Praxis beendet werden, unbegleitete Minderjährige trotz ihres 

Schutzbedarfs regelmäßig lediglich zu dulden. Stattdessen soll ihnen eine gesicherte 

Aufenthaltsperspektive eröffnet werden – auch als Alternative zu einem häufig kaum 

erfolgversprechenden und bürokratisch aufwendigen Asylverfahren“, so Ronald Reimann 

von XENION – Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. 

Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete fordert die zukünftige Berliner Landesregierung, das neu 

gewählte Abgeordnetenhaus und die Bezirksverordnetenversammlungen deshalb auf, die 

Verwirklichung der Kinderrechte zu einem zentralen Maßstab ihres politischen Handelns zu 

machen. 

Alle 18 Forderungen sowie die weiterführenden Hintergrund-, Positions- und 

Konzeptpapiere finden Sie in unserem Forderungspapier zur Abgeordnetenhauswahl 

Berlin 2026. 
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